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Kreistag  

Der Kreistag hat in seiner letzten Sitzung vor der Sommerpause die Übernahme des Gymna-

siums Tutzing beschlossen. Die Gemeinde war mit dem Unterhalt und der Instandsetzung des 

Gebäudes finanziell überfordert. In den nächsten Monaten wird ein Sanierungsplan vom Land-

kreis erarbeitet. Die FDP hat sich für die Übernahme ausgesprochen, da wir die Notwendigkeit 

erkannt haben, Schülern und Lehrern einen Lernraum zu schaffen, der für moderne Pädagogik 

erforderlich ist. Wir haben aber auch darauf hingewiesen, dass keine zu hohen Erwartungen ge-

weckt werden dürfen, da neben der Generalsanierung des Tutzinger Gymnasiums auch der Neu-

bau des Herrschinger Gymnasiums ansteht, sowie die FOS in Starnberg zur Planreife gebracht 

werden soll.  

Heftig diskutiert wurde die Frage, ob Kreistagssitzungen künftig per Livestream übertragen 

werden sollen. Mit nur einer Stimme Mehrheit sprach sich das Gremium dafür aus, eine Abfrage 

unter Mitarbeitern und Kreisräten zu starten, wie die Bereitschaft sei, bei Sitzungen online zu 

sehen zu sein. Wir haben uns für einen Livestream ausgesprochen, da die Digitalisierung auch 

vor dem Kreistag nicht Halt macht. Für uns sind Live-Übertragungen eine Chance für all diejeni-

gen Menschen, die nicht die Möglichkeit haben, am Montagvormittag in die Kreistagssitzung zu 

kommen, auf diesem Weg aber an der politischen Diskussion um die Belange des Kreises teilha-

ben können.  

Auch die Einrichtung eines Pflegestützpunktes fand unsere Zustimmung, allerdings haben wir 

darauf hingewiesen, dass der Nutzen dieser Einrichtung nach einem gewissen Zeitraum 

evaluiert werden muss, ob hier keine Parallelstrukturen zu bereits bestehenden Einrichtungen 

geschaffen werden. 

Gefreut haben wir uns über die einstimmige Aufstockung des Aufsichtsrats der Starnberger 

Kliniken und damit über die Wiederwahl von Sabine Leutheusser-Schnarrenberger in dieses 

Gremium, das in den nächsten Jahren mit der Fusion der Krankenhäuser Seefeld und Herrsching 

beschäftigt sein wird. 

Gauting 

Eine ihrer Kernpositionen des vergangenen Kommunalwahlkampfs hat die Gautinger FDP-Rats-

fraktion im Juli in Form eines Gemeinschaftsantrags in den Gemeinderat eingebracht: Zusam-

men mit 4 weiteren Fraktionen fordern wir die Planungen zum sog. Bebauungsplan 100 (ehem. 

AOA Firmengelände und Gebiet an der Pötschenerstraße) durch ein „Moratorium“ zu unterbre-

chen.  Außerdem sollen alle neuen Gemeinderäte die Möglichkeit erhalten, über die Planungen 
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zu diesem zentralen städtebaulichen Entwicklungsprojekt umfassend informiert zu werden. 

Über die Planungsziele soll der neue Gemeinderat dann im Rahmen einer Sondersitzung erneut 

diskutieren und – wo nötig – Anpassungen beschließen. Um das Projekt vor dem Hintergrund 

des dringend benötigten leistbaren Wohnraums am Ort nicht zu verzögern, soll die Beschluss-

fassung über Korrekturen an der Planung noch im Kalenderjahr 2020 erfolgen. Zum Hinter-

grund:  Über die städtebaulichen Ziele und die zugrunde liegende Rahmenplanung des sog. 

Bebauungsplans 100 „AOA“ bestanden in der Ratsperiode 2014-2020 in einigen Punkten, wie 

beispielsweise dem geplanten Vollsortimenter oder der Anzahl geplanter Wohneinheiten, 

unterschiedliche Auffassungen im Gemeinderat.  Auch die FDP trat hierbei stets für einen Ver-

zicht auf den Supermarkt zugunsten eines Kinderbetreuungszentrums sowie eine Reduktion der 

Vollgeschoße und Wohneinheiten auf ein ortsverträgliches Niveau ein.  Aufgrund der veränder-

ten Mehrheitskonstellationen im neuen Gemeinderat ist nicht mehr zu erwarten, dass eine Be-

stätigung der aktuellen Planung ohne Änderungen am vorliegenden Entwurf gelingen kann. Und 

so stimmte der der Gemeinderat in seiner letzten Sitzung vor der Sommerpause unserem Ge-

meinschaftsantrag sogar einstimmig zu. Bis zur Sondersitzung im Oktober werden wir nun die 

Zeit nutzen, um unsere Positionen zur Planänderung in enger Abstimmung mit den Anwohnern 

weiter zu detaillieren.  

Gilching 

Es fehlen derzeit ca. 70 Plätze für die nachschulische Kinderbetreuung. Einer der Hauptgründe: 

Personalmangel. Ergänzend wurde beschlossen eine neue Kindertagesstätte zu errichten. 

Der Gemeinderat hat die Umstellung der Rechtsform der Gemeindewerke Gilching von einem 

optimierten Regiebetrieb in ein Kommunalunternehmen (KU) i. S. v. Art. 89 GO zum Jahresende 

2020 beschlossen. Die Umstellung wird erst vollzogen, nachdem diese Entscheidung der Rechts-

aufsichtsbehörde ordnungsgemäß angezeigt worden ist und diese nicht widersprochen hat. Die 

Verwaltung wird den Fraktionsvorsitzenden schnellstmöglich einen Satzungsentwurf und eine 

Geschäftsordnung für den Verwaltungsrat zur weiteren Beratung übersenden. Die FDP Gilching 

begrüßt diesen Vorschlag vollumfänglich. Damit ist Gilching wieder einmal Vorreiter im Bereich 

Zukunftssicherung.   

Der Gemeinderat beschließt, die Institution Jugendhaus von den bisherigen Räumlichkeiten in 

der Weßlinger Straße in die bestehenden Räumlichkeiten des Jugendtreffs (Rathausstraße) zu 

integrieren. Die Verwaltung wird zudem beauftragt, ein Konzept für die vorübergehende Nach-
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folgenutzung der Räumlichkeiten des bestehenden Jugendhauses in der Weßlinger Straße zu 

erstellen. 

Herrsching 

Die Herrschinger bewegen in diesen Zeiten vor allem Themen, die mit dem hohem Besucher-

aufkommen und dem Verkehr sowie der Rückkehr zum „normaleren“ Leben einhergehen.  

Das Thema Fahrradverbot wurde auf Antrag der FDP nun in der regulären Gemeinderatssitzung 

am 27. Juli verhandelt, um eine differenzierte Diskussion sicherzustellen. Der Sitzung wohnte 

auch unser Landrat Stefan Frey bei. Es wurde über entsprechende Anträge von Behinderten-, 

Seniorenbeirat und SPD entschieden. Für die FDP war es vor allem wichtig, ein pauschales 

Verbot, das auch Herrschinger Bürger und Kinder auf diesem sicheren Fahrradweg einschränkt, 

zu verhindern, solange es keine sichere Alternative gibt. Seit Jahren gibt es Überlegungen, die 

parallel verlaufenden Straßen in Fahrradstraßen oder eine Fahrradzone umzuwandeln. Diesem 

Konzept steht die FDP sehr offen gegenüber. Auf Anraten der Verkehrsmanagerin des Land-

kreises, Susanne Münster, wurde nun entschieden, dieses Thema im Arbeitskreis Verkehr weiter 

zu vertiefen. Somit war ein Fahrradverbot vom Tisch und die Gemeinde versucht nun stattdes-

sen, mehr Aufmerksamkeit auf die vorhandene Fußgängerzone zu lenken, die für Fahrradfahrer 

freigegeben ist.   

Ein weiteres Aufregerthema ist die Genehmigung von Veranstaltungen auf gemeindlichen Lie-

genschaften. Bürgermeister Schiller sieht sich hier derzeit aufgrund einer dünnen Personaldecke 

in der Verwaltung und haftungsrechtlichen Bedenken nicht im Stande, jedwede Veranstaltung 

zu genehmigen. Die FDP hatte sich klar gegen ein pauschales Verbot ausgesprochen. Wir haben 

auf die Beispiele „Sommer in der Stadt“ (München) und „Kino auf der Seine“ (Paris) verwiesen 

und angemerkt, dass nicht nur die Bevölkerung nach der harten Coronazeit nach draußen strebt 

und Ablenkung sucht, sondern die Existenzen vieler Künstler, Kulturschaffenden und Gastrono-

men stark gefährdet sind. Als Kompromiss konnte man sich immerhin darauf einigen, das Ver-

bot nur bis Ende September zu befristen.  

In der wohlverdienten Sommerpause wird der Ortsverband nun an weiteren Themen arbeiten, 

die die Herrschinger und zahlreichen Gäste umtreiben: Mücken- und Zerkarienplage, Verschlam-

mung des Ufers im Bereich Breitbrunn, sowie neue Mobilitäts- und Parkkonzepte.  
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Inning 

In der Juli-Sitzung des Gemeinderats bestand Konsens zur Wiedereinrichtung eines 

wöchentlichen Wochenmarktes. In nächsten Schritt wird die Nutzbarkeit von Standorten, u.a. 

z.B. der Parkplatz hinter dem „Gasthof zur Post“ geprüft.  

Der Gemeinderat beschloss zudem die Errichtung eines Bushäuschens am südlichen Ortseingang 

von Bachern und eine Verlegung der Haltestelle um wenige Meter. Die Freien Demokraten 

setzten sich für ein Bushäuschen im regionalen, dörflichen Stil ein, idealerweise eine 

Holzkonstruktion gefertigt durch einen regionalen Handwerksbetrieb. Mit knapper Mehrheit fiel 

jedoch die Entscheidung auf eine universelle Stahlglaskonstruktion.  

Die Grundschule Inning beantragte die Beschaffung von 11 leistungsstarken Lehrer-Notebooks. 

Für ein zeitgemäßes digitales Lernen sowie für Videokonferenzen und digitale Lernangebote im 

Rahmen des Lernens zu Hause während der coronabedingten Schulschließung fehlten der 

Grundschule Inning bisher Notebooks mit ausreichender Leistung. Den Freien Demokraten in 

Inning ist es wichtig, dass die Lehrkräfte die für Lernen zu Hause und digitales, zeitgemäßes 

Lernen nötige IT-Unterstützung erhalten und ebenso die angebotenen Fortbildungen (z.B. 

digitale Fortbildungsangebote in MEBIS, Online-Fortbildungen zum digitalen Lernen, ….) 

besuchen können, damit die neu angeschaffte Hardware-Ausstattung auch im Sinne der Schüler 

genutzt werden kann. 

Krailling 

Die Verwaltung hat den FSK-Ausschuss im Juli 2020 davon informiert, dass ab September 2020 

insgesamt 22 Krippen- und 46 Kindergartenplätze fehlen werden. Im Hort gibt es nach einer Auf-

stockung im letzten Jahr keinen Zusatzbedarf. Allerdings verpflichtet der Freistaat ab 2025 alle 

Gemeinden, Ganztagsbetreuung in der Schule zur Verfügung zu stellen. Erste Maßnahmen wie 

ein Waldkindergarten und ein neues Baurecht für eine Krippenerweiterung sind bereits auf dem 

Weg gebracht. Künftig wird Krailling aber nicht um eine weitere Betreuungseinrichtung herum-

kommen, so die Einschätzung der FDP-Gemeinderäte, die auch unkonventionelle Lösungen in 

Betracht ziehen. 

Die lange erwartete Bewilligung der Städtebau-Fördermittel für die Gestaltung der Ortsmitte ist 

Anfang Juli 2020 im Rathaus eingegangen. Der Fördersatz beträgt 60% der förderfähigen Kosten 

(das sind die Mehrkosten für Barrierefreiheit, Granit, Sitzmöbel und dgl. gegenüber einem Stan-

dardausbau). Insgesamt ergibt sich eine Förderung von ca. 44% der Gesamtkosten. Der Bürger-

meister hat hier – auch wenn von Einzelnen im INFO anders behauptet - mit der Firmenbeauf-
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tragung rechts- und beschlusskonform gehandelt, unterstützt durch eine große Mehrheit im Ge-

meinderat. Und: auch der Bürgermeister hat nur EINE Stimme! Der erste Teil der Arbeiten mit 

dem Umbau der Kreuzung Pentenrieder Straße/ Mitterweg/ Margaretenstraße läuft von Juli bis 

November 2020, der weitere Umbau in der Margaretenstraße Süd im Jahr 2021. 

Die Gemeinde Krailling hat jetzt auch einen Jugend- sowie einen Seniorenbeirat eingerichtet. 

Hier hat sich das unermüdliche Engagement der FDP gelohnt, die auf die Notwendigkeit dieser 

Gremien für die Gemeinde hingewiesen hat. 

Pöcking 

Das neue Haus der Bürger und Vereine, das "beccult", weist so manchen konzeptionellen Man-

gel auf. Bei der Gestaltung des Gastronomiebereichs wurden teure Fehler gemacht, die vor 

einer sinnvollen Nutzung eigentlich umgebaut werden müssen: Minderwertige Geräte, eine viel 

zu klein dimensionierte Theke, und eine schmale, zur Küche aufgehende, manuell zu bedie-

nende Tür zum Gastraum. Aber zumindest befindet sich die Gemeinde nun in Verhandlungen 

mit einem möglichen Wirt. 

Für den Neubau am Forsthaus am See wurden der Öffentlichkeit neue Entwürfe vorgestellt. 

Statt eines massiven Baukörpers wurden thematisch die rund um den See liegenden Fischer-

hütten aufgegriffen. FDP-Gemeinderat Christian Schnorbusch sieht den Hotel-Neubau in der 

angestrebten Größe als große Chance, an einem der schönsten Plätze am See ein architek-

tonisches Highlight zu schaffen, das für viele Bürger im Landkreis attraktiv sein wird, um essen 

zu gehen und Gäste unterzubringen. In den nächsten Monaten müssen aber noch viele Details 

besprochen werden, beispielsweise hinsichtlich der Parksituation und des Verkehrs auf der 

schmalen Straße.  

Aufgrund hoher Betriebskostendefizite ist die Zahl der öffentlichen Schwimmbäder in den 

letzten Jahren deutlich zurückgegangen. Noch mehr Mangel herrscht aber bei den Fachkräften 

für öffentliche Bäder. So ist es nun über ein Jahr lang nicht gelungen, eine Stelle für das 

Pöckinger Hallenbad nachzubesetzen. Als Konsequenz wurden die Öffnungszeiten reduziert. 

Schnorbusch hat sich Überlegungen entgegengestellt, die Suche einzustellen. Öffentliches 

Schwimmen, aber vor allem Schwimmunterricht, sind wichtig und es ist sinnvoll, ein Bad mit 

hohen Fixkosten auch auszulasten. Gleichzeitig ist es aber notwendig, andere Gemeinden, deren 

Schulen das Bad mitnutzen, stärker an den Kosten zu beteiligen. Weil bereits feststeht, dass 

künftig hohe Teile der Steuereinnahmen wegfallen, kann es sich Pöcking nicht leisten, die 

Nutzung durch auswärtige Schulen weiter zu subventionieren. 
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Seefeld 

Die Auslegung des Bebauungsplans für die Erweiterung des Supermarkts in der Ortsmitte von 

Seefeld brachte eine Reihe von Anregungen und Bedenken. Kritisch war der Immissionsschutz, 

der durch eine Lärmschutzwand und nur Langzeitparkplätze an der Westseite gelöst werden 

konnte. Kritisch ist die Situation der Stellplätze zu sehen: die Mehrzahl befindet sich hinter dem 

Gebäude und ist nur durch eine derzeit abgetreppte Geländestufe zu erreichen. Hier muss noch 

nachgebessert werden.  

Ein Herzensthema der Seefelder FDP ist das von der Energiegenossenschaft betriebene und teil-

weise bereits fertiggestellte Nahwärmenetz, das durch einen Gemeinderatsbeschluss und den 

Abschluss von Vorverträgen in trockenen Tüchern zu sein schien. Die Wärme wird aus Abfallholz 

des örtlichen Sägewerks erzeugt. Die erhöhten Kosten für die zum Anschluss vorgesehen ge-

meindeeigenen Gebäude (Schule, Bauhof, Feuerwehrhaus, Sportlerheim, Jugendhaus, Tennis-

halle) erschienen einigen neuen Gemeinderäten nicht vertretbar und sie wollten die Sache kip-

pen. Schließlich wurde nach langer Debatte dieses sinnvolle Projekt zur Nutzung regenerativer 

Wärme mit nur einer Gegenstimme bestätigt. 

Mit den Freien Wählern und dem Bürgerverein hat die FDP mit einem Antrag die Sicherstellung 

der nötigen Hardwareausstattung für den digitalen Unterricht der örtlichen Grundschule 

thematisiert. Wohl auch angeregt durch den Antrag wurden die Fördermittel abgerufen und 

Leih-Tablets zur Verfügung gestellt. 

In einem weiteren Antrag der FDP mit dem Bürgerverein wurde die Ausgabe von 365-Euro-

Tickets an die im Rahmen der Fahrgeldfreiheit für die Mittelschüler gefordert; eine Ausweitung 

durch Überführung der gemeindlichen Schülerverkehre in den MVV war ein weiterer Antrags-

inhalt. Der Beschluss des Gemeinderats erfolgte ohne Gegenstimme.  

Starnberg 

„Habemus Haushalt 2020“ waren die passenden Worte nach der letzten Stadtratssitzung am  

21. Juli. Mit einer Kreditaufnahme von 6,75 Millionen Euro um den Verwaltungshaushalt auszu-

gleichen war es natürlich eine schmerzhafte Angelegenheit. Die Zeiten von Wünsch-Dir-Was und 

zügellosem Geld Ausgeben der vergangen 6 Jahre sind vorbei. Die Finanzen der Stadt Starnberg 

waren schon vor Corona stark belastet und der Haushalt nicht ausgeglichen. Die Krise hat wie 

ein Brennglas gewirkt und uns zu unpopulären, aber notwendigen Maßnahmen genötigt. Die 

städtischen Kita- und Hortgebühren wurden wieder eingeführt, Parkplatzgebühren und Eintritts-

gelder für das Seebad wurden erhöht, die Ausgaben der Stadt in allen Bereichen reduziert und 
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nicht dringend notwendige Maßnahmen verschoben.  

Wir konnten erfolgreich verhindern, das das nächste Millionengrab für Starnberg in Form einer 

ewigen Sanierung der Musikschule daherkommt, wie von BMS und WPS gefordert wurde. Auch 

ein neues bürokratisches Verwaltungsmonster der Grünen für die Hortgebühren wird es nicht 

geben.  

Wir haben für einen soliden Ausgleich im Haushalt 2020 gesorgt. Für die Zukunft muss sich 

Starnberg rüsten, nicht über die Verhältnisse zu leben und dabei die Einnahmen zu steigern. 

Hierzu bedarf es einer ergebnisoffenen Diskussion.   

Wir Liberale stellen uns dieser Aufgabe und liefern die Ideen dazu.  

Tutzing 
  
In der Tutzinger Sitzung vom 7. Juli stand die Verabschiedung einer Geschäftsordnung auf der 

Tagesordnung. Eine der größten Veränderung zur letzten war das Wegfallen des Rederechts von 

Gemeinderäten, die nicht in einem Ausschuss als Mitglied bestellt waren. Bisher waren hier 

neben dem nicht vorhandenen Stimmrecht zumindest ein Rede- bzw.  Beitragsrecht. Der Mus-

terordnung folgend wurde hier jetzt darauf verzichtet.  

Im Anschluss wurden 16 Referate verteilt. Um diesen mehr Gewicht zukommen zu lassen, 

wurden die Bürgermeisterin und die Verwaltung gebeten, die jeweiligen Referenten bei Ihren 

Themen mehr einzubinden. Umgekehrt wird von den Referenten auch eine Schaffens- bzw. 

Erfolgsbilanz nach rund zwei Jahre eingefordert. 

Ein weiterer kontrovers diskutierter Punkt war ein von Haupt-, Finanz und Werkausschuss vor-

diskutierter  Beschluss für die zentralen Tutzinger Grünanlagen. Dabei wurde abschließend 

beschlossen, dass Hunde grundsätzlich auf Kinderspielplätzen verboten sind und an der Brahms-

promenade sowie dem verbindenden Weg bis zum Nordbad nur noch an der Leine zu führen 

sind.   

Ein Antrag der GRÜNEN betreffend jeweilige Live Übertragung der Sitzungen aus Gemeinderat 

und Ausschüssen wurde mit großer Mehrheit abgelehnt. Dies auf Grund der damit verbundenen 

Kosten, dem zu erwartenden mangelnden dauerhaft/anhaltenden Interesse und der potentiell 

möglichen sowie dabei vor allem in falschem Zusammenhang  zu setzenden Mitschnitten. Dem 

Vorwurf der Intransparenz steht die sowieso jederzeit mögliche Teilnahme an Sitzungen und der 

Begleitung durch die Presse entgegen. 



Juli 2020  
 

8 
 

 
Newsletter der FDP im  
Kreistag,  
Stadtrat, 
Gemeinderat                                                         

Als weitere Nebenpunkte wurden eine Satzung für die Benutzung von Obdachlosenunterkünf-

ten sowie die dazugehörige Satzung über die Erhebung der Gebühren hierfür verabschiedet.  

Abschließend wurde für die Verwaltung eine Antikorruptionsrichtlinie in Analogie zu anderen 

Gemeinden erlassen. 

 
 
 

 
v.i.S.d.P. Britta Hundesrügge, Kreisvorsitzende, Unterbrunnerstraße 33a, 82131 Gauting 


